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Ohne Ausgaben von besonderen Dienststellen und der Zentrale der Bundesagentur für Arbeit sowie
für Insolvenzgeld und Kernaufgaben des Sozialgesetzbuchs II; Ostdeutschland: einschließlich Berlin
Ursprungsdaten: Bundesagentur für Arbeit
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Arbeitsagentur: Transfer gen Osten
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Anteil an den Ausgaben
der Bundesagentur für Arbeit
im Jahr 2009 in Prozent
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Anteil an den sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten
im Jahr 2009 in Prozent

Dem Sparpaket der Bundesregierung 
wird unter anderem vorgeworfen, dass es 
zu Lasten Ostdeutschlands geht. Allerdings 
profitieren die ostdeutschen Bundesländer 
von verschiedenen Transferzahlungen auch 
in besonderem Maße. So trägt etwa die 
Arbeitslosenversicherung zu einem Finanz-
ausgleich zwischen West und Ost bei: Im 
Jahr 2009 wurden rund 18,5 Milliarden der 
insgesamt 22 Milliarden Euro Beiträge von 
westdeutschen Beschäftigten und Arbeit-
gebern eingezahlt. Die neuen Länder steu-
erten somit weniger als 16 Prozent des 
Beitragsaufkommens bei – obwohl knapp 

20 Prozent der sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten dort arbeiten. Da diese im 
Schnitt niedrigere Löhne haben, zahlen sie 
auch geringere Beiträge. Es entfielen 2009 
aber rund 22 Prozent der Ausgaben der 
Bundesagentur für Arbeit auf Ostdeutsch-
land, weil die Arbeitslosenquote dort mit 
13 Prozent deutlich über den 6,9 Prozent 
im Westen lag. Im Jahr 2008, also bevor die 
Wirtschaftskrise den Arbeitsmarkt beutelte 
und die Bundesagentur Kurzarbeitergeld 
vor allem an westdeutsche Unternehmen 
zahlte, flossen sogar 27 Prozent dieser 
Gelder gen Osten.

Ausländische Azubis: Ausländische 
Jugendliche treten seltener als deutsche 
eine Ausbildung an und wählen zudem 
häufiger Standardberufe, da offenbar 
viele nicht ausreichend über das Spek-
trum der Ausbildungsgänge informiert 
sind. Förderprogramme und eine bes-
sere Berufsvorbereitung könnten hier 
viel bewegen.	 Seite 2

Alternde Belegschaften: In den 
kommenden Jahren wird es noch weni-
ger Fachkräfte geben als heute. Auch 
die Fehlzeiten durch alternde Beleg-
schaften werden sich weiter erhöhen. 
Diese Entwicklung lässt sich nur auf-
halten, wenn die Unternehmen rasch 
beginnen, Vorsorge zu treffen.	 Seite 3

Flächennutzung: Deutschlands 
Einwohnerzahl schrumpft kontinuier-
lich, und dennoch gibt es immer mehr 
Siedlungs- und Verkehrsflächen. Die 
Folgen für die Natur, aber auch für 
Bürger und kommunale Kassen sind 
fatal. Flächenausweisungen sollten 
daher in Zukunft viel bewusster vorge-
nommen werden.	 Seite 4-5

Staatsbankrott: In den vergangenen 
Jahrhunderten hat es immer wieder Län-
der gegeben, die ihre Auslandsschulden 
nicht mehr bedienen konnten. Trotzdem 
gibt es bis heute kein internationales 
Insolvenzrecht für zahlungsunfähige 
Staaten. Selbst der Internationale Wäh-
rungsfonds ist mit seinem jüngsten Vor-
schlag für einen Umschuldungsmecha-
nismus gescheitert.	 Seite 6-7

Rohstoffe: Die deutsche Industrie ist 
von ausländischen Rohstofflieferungen 
abhängig. Lange Zeit galt die Versor-
gung als unproblematisch. Jetzt aber 
steigen die Nachfrage und die Preise. 
Außerdem sichern sich außereuropä-
ische Länder wie China exklusive Zu-
gangsrechte zu den Quellen.	 Seite 8
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Die Schranke im Kopf
Ausländische Azubis

Ausländische Jugendliche treten 
seltener als deutsche eine Ausbildung 
an. Häufiger als ihre deutschen Alters-
genossen wählen sie aber auch Stan-
dardberufe und stellen dann eventuell 
fest, dass diese ihren Neigungen und 
Fähigkeiten nicht entsprechen. Mithil-
fe von Förderprogrammen und einer 
besseren Berufsvorbereitung könnte 
hier viel bewegt werden. 

Für Jugendliche mit Migrationshin-
tergrund, die keinen deutschen Pass ha-
ben, ist es in Deutschland offensichtlich 
ziemlich schwierig, eine Lehrstelle zu 
bekommen (Grafik). So befanden sich 
2008 nur knapp 26 Prozent der 18- bis 
20-jährigen Ausländer in einer Berufs-
ausbildung. Von den deutschen Jugend-
lichen waren es 58 Prozent. 

Im Jahr 1993 waren beide Quoten 
deutlich höher. Der Abstand allerdings 
war ebenso groß: Die deutschen Schul-
abgänger absolvierten mit 70 Prozent 
mehr als doppelt so häufig eine Lehre 
wie die ausländischen, von denen nur ein 
Drittel einen Beruf lernte. 

Beide Quoten sind zwischen 1995 und 
2006 fast kontinuierlich gesunken, weil 
zum einen das Ausbildungsplatzangebot 

zu gering war und zum anderen immer 
mehr Jugendliche ein Studium der Lehre 
vorzogen. 

Die gravierenden Unterschiede in der 
Ausbildungsbeteiligung von Deutschen 
und Ausländern haben mehrere Ursachen: 
1.	 Schulleistungen. Diese sind bei Mi-
grantenkindern im Durchschnitt schlech-
ter als bei deutschen. Das zeigen prak-
tisch alle Schulvergleiche, zum Beispiel 
die PISA-Studie. Es hapert an Deutsch- 
und Mathematikkenntnissen, aber auch 
bei wichtigen Fremdsprachen wie Eng-
lisch sind Defizite vorhanden. 
2.	 Berufswahl. Viele ausländische Kin-
der wissen offenbar gar nicht, welche 
Möglichkeiten ihnen die Berufswelt 
bietet. Stattdessen beschränken sich 
ausländische Jugendliche bei der Wahl 
ihrer Lehrstelle auf das, was sie aus der 
Heimat oder aus den Berichten von 
Freunden kennen. Beliebt sind z.B. 
Kaufmann/frau im Einzelhandel, Fri-
seur/in, Verkäufer/in, medizinische und 
zahnmedizinische Fachangestellte. Al-
lein auf diese fünf Berufe stürzen sich 
knapp 30 Prozent aller ausländischen 
Auszubildenden. Von den deutschen 
Jugendlichen wählten hingegen ledig-

lich 20 Prozent die fünf am stärksten 
besetzten Berufe. 

In anspruchsvolleren Ausbildungs-
gängen wie Bankkaufmann/frau, Mecha-
troniker/in, Industriekaufmann/frau und 
Industriemechaniker/in sind dagegen die 
Auszubildenden mit ausländischer 
Staatsangehörigkeit längst nicht so oft zu 
finden wie deutsche Jugendliche. 

Insgesamt waren im Jahr 2008 mehr 
als 60 Prozent der Auszubildenden mit 
ausländischem Pass in gerade einmal 
20 Ausbildungsberufen anzutreffen. 
Von den deutschen Auszubildenden ent-
schieden sich gut 50 Prozent für diese 
Berufe.
3.	 Ausbildungsabbruch. Im Jahr 2008 
hatten 6,4 Prozent aller Ausbildungsab-
brecher eine ausländische Staatsangehö-
rigkeit. Gleichzeitig waren aber insge-
samt nur 4,5 Prozent der Auszubildenden 
ausländischer Herkunft. 

Warum Said, Ayse, Milan, Sergej und 
Co. ihre Lehre öfter hinschmeißen als 
Markus und Karin, lässt sich nicht so 
einfach ergründen. Es gibt aber Vermu-
tungen: Weil sich viele junge Ausländer 
bei ihrer Berufswahl einschränken und 
dabei vielleicht nicht ihren Neigungen 
folgen, ist der Katzenjammer groß, wenn 
sie dann in der Realität ankommen. Der 
Ausbildungsabbruch ist oft die logische 
Konsequenz. 

Die relativ niedrige Ausbildungsbe-
teiligung und die eingeschränkte Be-
rufswahl der Jugendlichen mit auslän-
dischen Wurzeln können jedoch durch 
Fördermaßnahmen verändert werden. 
Das Programm JOBSTARTER bei-
spielsweise spricht gezielt ausländische 
Unternehmen an, weil diese längst nicht 
so oft ausbilden wie deutsche Firmen. 
In Berlin werben Kammern und Senat 
gezielt unter Ausländern in ihrer Lan-
dessprache für einen der über 300 Aus-
bildungsberufe. Aber auch eine gezielte 
Förderung des fachsprachlichen Unter-
richts in der Berufsschule – dort erler-
nen die Jugendlichen die speziellen 
Fachbegriffe ihres Ausbildungsberufs 
– erhöht den Ausbildungserfolg.

Auszubildende vom 1. bis zum 4. Ausbildungsjahr 
Ursprungsdaten: Bundesinstitut für Berufsbildung, Statistisches Bundesamt
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Ausländische Auszubildende:
Noch immer eine Minderheit
So viel Prozent der 18- bis 20-jährigen Jugendlichen befanden sich in einer Ausbildung 
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Unternehmen in Verzug
Alternde Belegschaften

Die Wirtschafts- und Fi-
nanzkrise hat die von der de-
mografischen Entwicklung 
verursachten Probleme über-
deckt. Doch in Kürze wird es 
noch weniger Fachkräfte ge-
ben, und die Fehlzeiten durch 
alternde Belegschaften wer-
den sich weiter erhöhen – es 
sei denn, Unternehmen begin-
nen rasch, Vorsorge zu treffen.

Bis 2020 wird das Angebot 
an Arbeitskräften um 1,2 Milli-
onen sinken, so eine McKinsey-
Studie aus dem Jahr 2008. Und 
bis 2025, berechnete das Institut 
der deutschen Wirtschaft Köln, 
werden 4 Millionen Akademi-
ker fehlen. Aber auch Auszubil-
dende werden knapp, denn die 
Zahl der Schulabsolventen sinkt 
von 2006 bis 2020 durchschnitt-
lich um 20 Prozent, in einigen 
ostdeutschen Bundesländern 
sogar um 45 Prozent. Dadurch 
rücken immer weniger poten-
zielle Auszubildende und Fach-
kräfte in die Unternehmen nach. 

Gleichzeitig droht durch die immer 
älter werdenden Belegschaften eine Kos
tenexplosion: Denn statistisch gesehen 
sind die reiferen Beschäftigten zwar sel-
tener krank als die jungen, dafür aber 
länger am Stück. Diese Ausfallphasen 
müssen Unternehmen dann zum Beispiel 
durch Zeitarbeiter ausgleichen, was zu-
sätzliche Kosten verursacht. 

Ob und inwieweit Unternehmen sich 
für die Folgen der demografischen Ent-
wicklung wappnen, ermittelt seit 2006 
der so genannte Demografische Fitness 
Index (DFX) des Adecco-Instituts. Im 
Jahr 2008/2009 wurden für ihn 2.518 
Personalleiter in Deutschland, Italien, 
Frankreich, Spanien und Großbritannien 
befragt. 

Die wichtigsten Ergebnisse: In eini-
gen Feldern sind die Unternehmen in 
Deutschland aktiver als in den Ver-
gleichsländern. Beispielsweise führen 
die heimischen Betriebe beim Wissens-

management fünf von zwölf Maßnahmen 
durch, in Frankreich sind es nur vier. 
Beim Wissensmanagement geht es da-
rum, das Wissen und Können der Mitar-
beiter im Unternehmen bekannt zu ma-
chen, richtig einzusetzen, weiter auszu-
bauen und an Kollegen weiterzugeben. 

Nachholbedarf gibt es in Deutschland 
vor allem bei Lebensarbeitszeitmodellen 
(Tabelle). 

Erst 25 Prozent der Unternehmen 
ermöglichen es ihren Mitarbeitern, 
zum Beispiel mehrmonatige Auszeiten 
zu nehmen oder ihren Ausstieg aus 
dem Erwerbsleben gleitend zu gestal-
ten; im Vereinigten Königreich sind es 
51 Prozent.

Eine Studie der Commerzbank ergab, 
dass nur bei rund der Hälfte der 4.000 
befragten Betriebe die Mitarbeiter pro-
blemlos bis zum Alter von 67 Jahren ar-
beiten können – und das, obwohl schon 
heute jedes fünfte Unternehmen Schwie-

rigkeiten hat, genügend Auszu-
bildende und Hochschulabsol-
venten mit guten Qualifikationen 
zu rekrutieren. Um die Konse-
quenzen der demografischen 
Entwicklung zu mildern, setzen 
fast neun von zehn Unternehmen 
vor allem auf die Weiterbildung 
der jüngeren Mitarbeiter. Nur 
knapp die Hälfte der Betriebe hat 
demgegenüber die Fortbildung 
von älteren Beschäftigten im 
Blickfeld. 

Höher bewerten sie die be-
triebliche Gesundheitsförderung, 
etwa durch ergonomisch ausge-
stattete Arbeitsplätze – 60 Pro-
zent der Unternehmen sind auf 
diesem Gebiet aktiv. Immerhin 
gibt fast die Hälfte an, altersge-
mischte Teams eingerichtet zu 
haben und verrentete Kollegen 
als Experten wieder einzubinden. 
Allerdings nutzen erst 11 Prozent 
der Betriebe die Chance, spezi-
elle Karriere- und Laufbahnmo-
delle für reifere Beschäftigte zu 
entwickeln. 

Arbeitsdirektoren haben 2007 in einer 
Studie der Unternehmensberatung Towers 
Watson einige Empfehlungen gegeben, 
wie Betriebe auf die demografische Ent-
wicklung reagieren sollten. Sie fordern 
maximale zeitliche und räumliche Ar-
beitsflexibilität. Dazu gehören variable 
Arbeitszeiten und -verträge sowie Telear-
beit während des gesamten Berufslebens. 

Von den Führungskräften verlangen 
die Arbeitsdirektoren, generationsüber-
greifend für ein wertschätzendes Unter-
nehmensklima zu sorgen. Dafür müsste 
das Know-how der älteren Belegschaft 
besser als bisher genutzt werden – etwa 
über Mentoring-Programme, in denen 
lang gediente Mitarbeiter ihre Berufs- und 
Lebenserfahrungen an einen mindestens 
15 Jahre jüngeren Schützling weitergeben. 

Damit Beschäftigte möglichst lange 
motiviert und produktiv sind, sollten 
Fortbildungen auch bei älteren Mitarbei-
tern der Normalfall werden.

Mehrfachnennungen; Befragung von insgesamt 2.518 Unter-
nehmen im Dezember 2008; Quelle: Adecco-Institut

Demografie: Wie sich die Unter-
nehmen fit machen
So viel Prozent der Unternehmen setzten 2008 diese
Instrumente ein, um auch in Zukunft genügend Fachkräfte
und leistungsfähige Belegschaften zu haben

Individuelle Bildungs-
bedarfsanalysen 72
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D I E UK F

66 64 62 55

Individuelle
Laufbahnprogramme 53 40 42 44 32

Kooperationen
mit Hochschulen,
z.B. bei Abschlussarbeiten

51 36 45 50 28

Aufbau alters-
gemischter Teams 51 30 39 38 39

Interne Karriereberatung 46 62 71 63 66

Gesunde Verpflegung 45 24 25 40 36

Lebensarbeitszeitmodelle,
z.B. Wechsel zwischen
Vollzeit und Teilzeit

25 44 39 51 40

Führungskräfteseminare
zum Umgang mit
alternden Belegschaften

25 4 5 17 5

Mentoring-Programme
(Ältere Mitarbeiter
betreuen jüngere)

24 30 30 54 33

Mitarbeiterprofile
z.B. im Intranet vorstellen 22 22 19 19 21
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Weniger ist mehr
Flächennutzung

Deutschlands Einwohnerzahl schrumpft kontinuierlich – und den-
noch gibt es immer mehr Siedlungs- und Verkehrsflächen. Die Folgen 
sind vielfältig und fatal, sowohl für die Natur, als auch für Bürger und 
kommunale Kassen. Flächenausweisungen sollten daher in Zukunft 
viel bewusster vorgenommen werden.

Ursprungsdaten: Statistisches Bundesamt
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Flächennutzung: Weit entfernt vom Ziel
Im Jahr 2002 hat die damalige Bundesregierung das Ziel ausgegeben, die Inanspruchnahme von zusätzlichen Flächen für Siedlung und Verkehr bis
zum Jahr 2020 auf 30 Hektar pro Tag zu senken. 
So viele zusätzliche Hektar wurden jeden Tag neu in Anspruch genommen für ...

Gebäude- und zugehörige Freiflächen

Verkehrsflächen

Sonstige siedlungsgeprägte Flächen

Insgesamt

1993 bis 1996 1997 bis 2000 2001 bis 2004 2005 bis 2008 Ziel bis 2020

82 78 59 33

24 23 23 24

14 28 33 47

104
30

115120 129

Gut 13 Prozent des bundesdeutschen 
Bodens sind sogenannte Siedlungs- und 
Verkehrsflächen: Hierzu zählt jeder durch 
Gebäude, Straßen und sonstige Anlagen 
geprägte Quadratmeter. Obwohl die Be-
völkerung in Deutschland rückläufig ist, 
wachsen diese Flächen immer noch um 
über 100 Hektar täglich an – dies ent-
spricht der Größe von rund 140 Fußball-
feldern (Grafik). 

Die Folgen sind vielfältig: Ehemals 
freie Wiesen und Äcker werden versie-
gelt und zerschnitten, Ortskerne veröden, 
der Verkehr nimmt zu, Abgas- und Lärm
emissionen steigen, die Siedlungsdichte 
nimmt ab, die Fixkosten für die Instand-
haltung der Infrastruktur wie Straßen, 
Energie- und Wasserversorgung klettern 
in die Höhe. 

Um dieses chronische Problem küm-
mert sich traditionell die städtebauliche 
und räumliche Planung. Aber auch auf 
höherer politischer Ebene ist das Thema 
Flächensparen mittlerweile relevant. 

Im Jahr 2002 hat die Bundesregie-
rung im Rahmen der nationalen 
Nachhaltigkeitsstrategie das Ziel aus-
gegeben, für Siedlung und Verkehr ab 
dem Jahr 2020 pro Tag lediglich noch 

30 Hektar zusätzlich in Anspruch zu 
nehmen.

Der aktuelle Flächenverbrauch ist da-
von weit entfernt – und eine Trendwende 
nicht in Sicht. Besonders in Süddeutsch-
land rund um die Ballungsräume wie 
zum Beispiel München werden viele 
Hektar Land täglich in Siedlungs- und 
Straßenflächen umgewandelt, ebenso in 
Ostdeutschland.

Unterm Strich kommen in Deutsch-
land auf 100.000 Einwohner jährlich 
etwa 50 zusätzlich umgewandelte Hektar. 
Zum Vergleich: In Großbritannien – 
einem Land, das eine ähnliche wirtschaft
liche Dynamik wie Deutschland vorweist 
– sind es nur 15 Hektar. 

Ein bundesweites Flächensparziel ist 
daher richtig. Denn die für diese Ent-
wicklung verantwortlichen Fehlanreize 
können nicht auf kommunaler Ebene 
alleine gelöst werden. Die Kommunen 
stecken nämlich in einem Dilemma. Bis-
her strebt jede Gemeinde danach, Ein-
wohner und Unternehmen zu halten und 
weitere anzuziehen. Dies ist so lange kein 
Problem, wie die Wirtschaft der Region 
gut gedeiht und die Einwohnerzahl un-
term Strich zunimmt. 

Kritisch wird die Situation, wenn die 
Bevölkerungszahl schrumpft. Neu aus-
gewiesene Baugebiete finden keine Ab-
nehmer, während gleichzeitig in den 
Ortskernen Gebäude leer stehen und 
Grundstücke brachliegen. Davon sind 
insbesondere weite Teile Ostdeutsch-
lands betroffen. Das Problem: Alle Häu-
ser, Straßen und Versorgungsleitungen 
müssen gewartet und zu gegebener Zeit 
erneuert werden. Je geringer die Einwoh-
nerdichte jedoch ist, desto ausgedehnter  
müssen die Versorgungsnetze pro Haus-
halt sein. Das belastet die kommunalen 
Kassen und lässt die Gebühren für Ab-
wasser und Co. steigen. Zusätzlich muss 
die Kommune einen systematischen 
Rückbau finanzieren. 

In Regionen mit rückläufiger Einwoh-
nerzahl herrscht zwischen den Kommu-
nen ein oftmals ruinöser Wettbewerb um 
Einwohner und Unternehmen. Denn die 
Gemeinden finden kaum Interessenten 
für ihr Bauland. Somit sehen sich die 
Kommunen gezwungen, ihre Bauland-
preise gegenüber den Mitbewerbern zu 
senken. Die Folge: Überkapazitäten und 
Dumpingpreise. Die Gemeinde zahlt am 
Ende drauf, statt Gewinn zu machen.    

Dieser Trend wird sich weiter fortset-
zen, da nur noch sehr wenige Regionen 
mit konstanten oder gar steigenden Be-
völkerungszahlen rechnen können. Ost-
deutschland beispielsweise verliert vo-
raussichtlich bis zum Jahr 2025 mehr als 
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10 Prozent seiner Bevölkerung. Nur we-
nige Kommunen in den Ballungszentren 
wie etwa Hamburg oder München wer-
den weiterhin eine steigende Einwohner-
zahl verbuchen.

Für die Gemeinden ist es fast unmög-
lich, dieses Problem alleine anzugehen. 
Reformen müssen daher an zwei Stellen 
ansetzen: an den ökonomischen Rahmen-
bedingungen und an der Transparenz der 
Kosten neuer Ansiedlungen. 

Bisher ist es zum Beispiel unattraktiv, 
im Innenstadtbereich neues Bauland zu 
schaffen, etwa indem Baulücken ge-
schlossen oder Brachflächen genutzt 
werden. Eine solche Bebauung zieht 
häufig langfristige Planungsprozesse 
nach sich. Viel einfacher geht es auf der 
grünen Wiese: Diverse Förderpro-
gramme machen Erschließungen wei-
terer Wohn- und Gewerbegebiete außer-
halb der Zentren reizvoll. Ein ehemaliger 
Acker wird so zum kostbaren Grund-
stück umfunktioniert. Der ökologische 
Wert der einst freien Fläche ist jedoch in 
den Bodenpreisen nicht enthalten. 

Bauherren und Investoren können au-
ßerdem etliche Folgekosten ihrer Ent-
scheidungen auf andere umlegen, denn 
Beiträge für Infrastruktur wie Straßen 
und Kanalisation werden in der Regel 
von der Allgemeinheit getragen. Die 
Nachfrage nach großzügig gestalteten 
Bauplätzen bleibt dadurch auf hohem 
Niveau. Auch hier lohnt ein Blick über 
den Ärmelkanal. Für die Kommunen in 
Großbritannien gibt es kaum Anreize, 
ihre Einwohnerzahl zu erhöhen und be-
sonders viele Flächen auszuweisen – weil 
sich die Steuer- und Planungssysteme 
grundsätzlich unterscheiden.

Zur Korrektur der Fehlanreize sind in 
Deutschland eine Reihe gezielter Refor
men notwendig. Für Gemeinden sollte 
sich der Erhalt von Freiflächen stärker 
lohnen. Die Zuweisungen im kommu-
nalen Finanzausgleich könnten bei-
spielsweise an eine effiziente und um-
weltverträglichere Ausgestaltung der 
gemeindlichen Flächennutzung gekop-
pelt werden. Die Städtebauförderung 
sollte zudem stärker auf die Reaktivie-
rung nicht genutzter, aber gut erschlos-
sener Flächen ausgerichtet sein. Zudem 
wäre es sinnvoll, neue und große Sied-
lungsflächen im Rahmen einer längst 

überfälligen Grundsteuerreform stärker 
zu belasten.

Neben diesen steuer- und förderpoli-
tischen Aspekten ist auch die Kostentrans-
parenz bei der Bebauung neuer Siedlungs-
flächen von großer Bedeutung. Denn eine 
gute Planung muss auch die Ausgaben im 
Blick haben, die eine Besiedlung mit sich 
bringt. Neue Ansiedlungen sind in vielen 
Fällen schlicht unwirtschaftlich. Eine Stu-
die der Universität Göttingen hat 375 
Kommunen in vier verschiedenen Regi-
onen unter die Lupe genommen, um he-
rauszufinden, ob sich neu geschaffenes 
Bauland für die Gemeinden ausgezahlt 
hat. Das Ergebnis ist ernüchternd:

Typische Baugebiete für freistehen-
de Einfamilienhäuser auf der grünen 
Wiese sind nur für 11 Prozent der 
Städte und Gemeinden vorteilhaft. 

Generell gilt: Die Einnahme- und 
Ausgabeeffekte neuer Baugebiete sind 
komplex und den Städten und Gemein-
den nur zu einem Bruchteil bekannt – von 
den Auswirkungen auf Natur und Um-
welt ganz zu schweigen. 

Dabei entspricht die Bereitstellung 
neuen Baulands einer klassischen Inves
tition – mit Rendite und Risiko. Bevor 
die Gemeinde auf Erträge hoffen kann, 
muss sie Geld für die Standorterschlie-
ßung ausgeben (Kasten). Können durch 
zusätzliche Baugebiete neue Einwohner 
und Gewerbebetriebe angelockt werden, 
kann das zusätzliche Einnahmen aus 

Grund-, Einkommens-, Gewerbe- und 
Umsatzsteuern sowie mögliche Zuwei-
sungen aus dem kommunalen Finanzaus-
gleich mit sich bringen. Ob all das jedoch 
ausreicht, um die Ausgaben zu decken, 
kalkulieren die Gemeinden oft gar nicht.

Auf der Kostenseite sieht es nicht viel 
besser aus. Nur die sofortigen und leicht 
einem Projekt zuzuordnenden Kosten 
werden ermittelt, wie zum Beispiel Aus-
gaben für Gutachten und Erschließungs-
anlagen. Gerechnet wird meist mit Pau-
schalen. Kostenvoranschläge und ein 
intensiver Austausch zwischen Kämme-
rei und Planungsamt sind eher die Aus-
nahme. So bleibt vieles anfangs außen 
vor, was später teuer werden dürfte, etwa 
die oftmals notwendigen Investitionen in 
Kindertagesstätten und Grundschulen. 

Ein weiteres Problem: Die Gemein-
den bedenken meist die Folgekosten 
neuer Baugebiete nicht – also alle zu-
sätzlich entstehenden Ausgaben für den 
Unterhalt und die Instandhaltung der 
sozialen und technischen Infrastruktur. 

Angesichts der vielen Herausforderun
gen muss sich nicht nur auf kommunaler 
Ebene, sondern auch auf Länder- und 
Bundesebene etwas ändern. Es ist daher 
sinnvoll, dass die derzeitige Bundesre-
gierung das Bauplanungsrecht weiterent-
wickeln möchte und zusätzlich ein über-
regionales Handelssystem – ähnlich ge-
strickt wie der CO2-Emissionshandel – 
für die Flächennutzung erproben will.

Wie viel eine Gemeinde für ein Baugebiet ausgibt und auch wieder einnimmt, hängt von 
vielen Faktoren ab, etwa vom Typ und der Lage des Gebiets, aber auch von der Planung der 
Kommune selbst.

Neue Siedlungsflächen:
Last oder Nutzen für die Gemeindekasse?

Einnahmen
•	Grundstückstransfer (Planungsgewinn) 
•	Grundsteuer
•	Gemeindeanteil der Einkommenssteuer
	 von zuziehenden Personen 
•	Gewerbesteuer, wenn sich Gewerbe
	 ansiedeln
•	Gemeindeanteil der Umsatzsteuer
•	Indirekte Multiplikatoreffekte
	 (Arbeitsplätze, Handel etc.)

Ausgaben
•	Planungskosten, z.B. Ausgaben für
	 Bauleitplanung, Stadtentwicklungs-
	 pla	nung, Wirtschaftsförderung
•	Kosten für verkehrstechnische
	 Erschließung 
•	Kosten für Grün- und Kompensations-
	 flächen
•	Kosten für soziale Infrastruktur,
	 z.B. Kindergärten und Schulen 
•	Kosten für die Instandhaltung und den 	
	 Ausbau der bestehenden Infrastruktur

Hinzu kommen Ausgaben und Einnahmen durch den kommunalen Finanzausgleich
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Insolvenzrecht gesucht
Staatsbankrott

Bis heute gibt es kein internationales Insolvenzrecht für Staaten, die 
zahlungsunfähig sind. Dabei hat es immer wieder Länder gegeben, die 
ihre Auslandsschulden nicht mehr bedienen konnten. Selbst der Inter-
nationale Währungsfonds ist vor einigen Jahren mit seinem Vorschlag 
für einen Umschuldungsmechanismus gescheitert.*) 

Neue Bilanz-
regeln für den 
Mittelstand

Spanien

13

Auslandsschuldenkrisen: Zahlungsausfälle und
Umschuldungen staatlicher Auslandsschulden;
Österreich und Ungarn: ohne die fünf Schuldenkrisen
vor 1918 (KuK-Monarchie); Quelle: Reinhart, Rogoff 2010

Schuldenkrisen:
Ein wiederkehrendes Phänomen
So viele Auslandsschuldenkrisen
gab es in Europa seit dem
16. Jahrhundert beziehungs-
weise seit der jeweiligen
Unabhängigkeit in ...
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Frankreich

8

Deutschland

8

Türkei

6Portugal

6

Russland

5

Griechenland
seit 1829

5

Polen
seit 1918

3

3
RumänienUngarn

seit 1918

22
 Öster-
reich

 Nieder-
lande

1

Italien

1

Als Griechenland im Frühjahr finan-
ziell ins Schlingern kam, flammte nicht 
nur unter Ökonomen die keineswegs neue 
Frage wieder auf, ob ein Staat überhaupt 
Bankrott gehen kann. Könne er nicht, 
heißt es oft: Denn anders als ein zahlungs-
unfähiges Unternehmen hätte ein Land 
immer noch die Möglichkeit, sich frisches 
Geld zu verschaffen – per Steuererhö-
hungen oder via Druckerpresse, sofern 
der betroffene Staat eine eigene Landes-
währung hat.

Und doch ist ein Bankrott möglich. 
Zwar ist Griechenland dank des 110-Mil-
liarden-Euro-Rettungspakets von Euro-
päischer Union und Internationalem 
Währungsfonds (IWF) vorerst liquide, 
doch ein Blick zurück zeigt, dass Staats-
bankrotte keineswegs neue Erscheinun
gen sind. Die amerikanischen Ökonomen 
Carmen Reinhart und Kenneth Rogoff 
zählten für die vergangenen 500 Jahre 
weltweit eine ganze Reihe von Krisen, 
die auf zu hohe Auslandsschulden zu-
rückzuführen sind (Grafik):

Allein Spanien verzeichnete seit dem 
16. Jahrhundert insgesamt 13 Zah-
lungsausfälle oder Umschuldungen. 

Auch Deutschland und Frankreich 
konnten seitdem jeweils acht Mal ihre 
Schulden nicht bedienen.

Die meisten deutschen Staatsbankrotte 
fanden allerdings vor dem 20. Jahrhundert 
statt: So konnte Preußen gleich drei Mal 
seinen Verbindlichkeiten nicht mehr nach-
kommen (1683, 1807 und 1813), Westfa-
len (1812), Hessen (1814) und Schleswig-
Holstein (1850) jeweils einmal.

Wenn Staatspleiten seit langem zum 
Wirtschaftsalltag gehören, müsste es ei-
gentlich auch ein Regelwerk dafür geben, 
wie Schuldner und Gläubiger in solchen 
Krisensituationen miteinander zu verfah-
ren haben. Doch genau daran hapert es: 
Die Insolvenz von Staaten ist im Völker-
recht nicht geregelt. Das liegt vor allem 
am Prinzip der Staatenimmunität, wonach 
ein Land nicht der Gerichtsbarkeit ande-
rer Länder unterworfen sein soll. Das 
Völkerrecht folgt damit auch heute noch 
weitgehend dem römischen Rechtsgrund-
satz, der lautet: „Der Gleiche hat über 
Gleiche keine Herrschaftsgewalt.“

Vgl. Berthold Busch, Manfred Jäger-Ambrozewicz, Jürgen 
Matthes: Wirtschaftskrise und Staatsbankrott, IW-Analysen 
Nr. 62, Köln 2010, 98 Seiten, 19,80 Euro. Bestellung über 
Fax: 0221 4981-445 oder unter: www.iwmedien.de 

*) 

Für mittelständische Betriebe dürfte die 
Rechnungslegung künftig etwas einfacher 
werden. Denn für kleine und mittlere Un
ternehmen gelten die Regeln des neuen 
Bilanzrechtsmodernisierungsgesetzes 
(BilMoG), das Ende Mai 2009 in Kraft 
getreten ist und jetzt für die Betriebe rele-
vant wird.

Ziel der Reform ist, Regulierungsvor-
schriften für kleine und mittlere Unterneh-
men zu reduzieren. Die Bundesregierung 
erwartet auch eine deutliche Kostenreduk-
tion für den Mittelstand. Durch die Anhe-
bung der Umsatz- und Gewinngrenzen 
etwa sind nun mehr Betriebe von der Buch-
führungspflicht befreit. 

Mit der Novelle kommt der Gesetzgeber 
gleich zwei Zielen nach: Zum einen wird 
mit dem BilMoG EU-Recht umgesetzt, 
zum anderen passen sich die neuen Bilan-
zierungsregeln aber auch dem internatio-
nalen Rechnungslegungsstandard (IFRS) 
an, dessen Variante für den Mittelstand 
ebenfalls im vergangenen Jahr in Kraft 
trat. Die IFRS-Normen sind in rund 100 
Ländern anerkannt und seit 2005 für Kon-
zerne und Unternehmen mit börslich no-
tierten Aktien und Anleihen verpflichtend. 
Die vereinfachten IFRS-Regeln für den 
Mittelstand wurden aus demselben Grund 
entwickelt wie das BilMoG: Aufwändige, 
eigentlich für Konzerne ersonnene Bilan-
zierungsbestimmungen sollen vermieden 
und Bürokratie abgebaut werden.

Konkret verschafft die IFRS-Variante 
kleinen und mittleren Unternehmen fol-
gende Erleichterungen gegenüber der 
Vollversion: Der Umfang der Pflichtanga-
ben ist geringer, es gibt einfachere Ansatz- 
und Bewertungsvorschriften und auch 
weniger Bilanzierungs- und Bewertungs-
wahlrechte. Einige Punkte, die in der 
Vollversion nur börsennotierte Konzerne 
betreffen, wurden gleich ganz weggelas-
sen. Unterm Strich ist das Werk für viele 
Mittelständler dennoch unnötig komplex. 

Zwar hat das deutsche BilMoG viele 
Widersprüche beseitigt, die zwischen nati-
onalen Rechnungslegungsvorschriften und 
IFRS bestanden. Allerdings sind die IFRS 
eher für den anonymen Kapitalmarkt ge-
macht. Für kleine und mittlere Betriebe 
sollte die IFRS-Norm daher freiwillig blei-
ben. Für größere, international tätige Mit-
telständler hingegen macht sie Sinn, da sie 
gegenüber ausländischen Geschäftspart-
nern die Vorlage eines transparenten Ab-
schlusses ermöglicht.

Klaus-Heiner Röhl

.
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In der Praxis haben sich manche Gläu-
biger um dieses Gleichheitsprinzip aller-
dings wenig geschert. Als Venezuela vor 
mehr als 100 Jahren trotz starken poli-
tischen Drucks seinen Schuldendienst 
einstellte und auch für bürgerkriegsbe-
dingte Schäden an deutschem, englischem 
und italienischem Eigentum nicht auf-
kommen wollte, kam es 1902 zur militä-
rischen Intervention: Die Gläubigerländer 
beschossen venezolanische Häfen und 
errichteten eine Seeblockade.

Im Lauf der Zeit fand die Staatenge-
meinschaft dann allerdings doch zu zivi-
lisierteren Formen im Umgang mit zah-
lungsunwilligen und -unfähigen Ländern. 
In der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts 
etablierten sich mit dem Pariser Club und 
dem Londoner Club zwei Institutionen, 
die seitdem regelmäßig Verhandlungen 
über Umschuldungen führen. Während 
im Pariser Club staatliche Gläubiger mit 
staatlichen Schuldnern nach Wegen aus 
Finanzdebakeln suchen, ringen im Lon-
doner Pendant staatliche Gläubiger mit 
privaten Banken um Einigung.

Seit seinem ersten Zusammentref-
fen im Jahr 1956 hat allein der Pariser 
Club insgesamt mit 87 Schuldnerlän-
dern verhandelt und 415 Vereinba-
rungen über einen Gesamtbetrag von 
543 Milliarden Dollar getroffen. 

Trotz der Erfolge der beiden Gremien 
sind diese Institutionen  kein Ersatz für 
ein internationales Insolvenzrecht für 
Staaten, das mehr Transparenz und Be-
rechenbarkeit bieten würde. Hinzu 
kommt, dass sich in den vergangenen 
Jahrzehnten die Gläubigerstruktur ge-
wandelt hat. Im Gegensatz zu früher 
leihen sich Staaten heutzutage relativ 
wenig Geld bei Banken, die sich im 
Krisenfall aufgrund des begrenzten 
Gläubigerkreises meist noch recht gut 
absprechen können. Stattdessen ver-
schulden sich Länder mehr und mehr bei 
anderen privaten Gläubigern. Diese he-
terogene Gläubigerstruktur lässt sich 
allerdings viel schwieriger koordinieren, 
weshalb sich Auseinandersetzungen um 
einen Staatsbankrott oft lange hinziehen.

Anne O. Krueger, die ehemalige stell-
vertretende Direktorin des IWF, hatte 
diese Aspekte berücksichtigt, als sie 
2001 ein transparentes Insolvenzverfah-
ren schaffen wollte: den Sovereign Debt 

Restructuring Mechanism (SDRM). Die-
ser verbindliche Rahmen für Schulden-
krisen sah folgende Elemente vor:

•	 Eine qualifizierte Gläubigermehrheit 
hätte eine Minderheit bei den Sanierungs
vereinbarungen überstimmen sollen. So 
wollte Krueger verhindern, dass bei einer 
Umschuldung einzelne Gläubiger auf 
Kosten anderer eine vollständige Bedie-
nung ihrer Forderungen durchsetzen.

•	 Um mögliche Streitigkeiten bei der 
Schuldenrückführung beizulegen, sollte 
eine gerichtsähnliche Institution geschaf-
fen werden, das Dispute Resolution Fo-
rum (DRF).

•	 Einzelne Gläubiger sollten den Ver-
handlungsprozess nicht durch Vollstre-
ckungen stören können – ein Vorgehen, 
das bei Schuldenrückführungen bis heu-
te immer wieder vorkommt.

Der SDRM-Vorschlag wurde niemals 
realisiert. Nach einer kontroversen De-
batte im Frühjahr 2003 wurde der 
Schuldenrückführungsmechanismus 
nicht weiter verfolgt. Dies hatte mehrere 
Gründe:
1.	 Viele Entwicklungs- und Schwellen
länder befürchteten, dass es für ein hoch 
verschuldetes Land nach der Eröffnung 

eines geregelten Insolvenzverfahrens 
keinen Zugang mehr zu den internatio-
nalen Finanzmärkten geben würde. In-
folgedessen hätten es solche Länder noch 
schwerer, die für ihre wirtschaftliche 
Entwicklung notwendigen Finanzmittel 
zu erhalten. 
2.	 Die Gläubiger wiederum, vor allem 
die Banken, sahen die Gefahr des Miss-
brauchs durch verschuldete Staaten: 
Wenn es einfacher würde, ein Insolvenz
verfahren einzuleiten, dann könnten 
überschuldete Länder versucht sein, dies 
zu Lasten der Gläubiger zu tun – auch 
wenn objektiv dazu noch kein Grund 
vorliegt.
3.	 Überdies gab es die Sorge, dass es in 
verschuldeten Ländern bereits bei ersten 
Anzeichen für ein geregeltes Insolvenz-
verfahren zu einer Finanzkrise kommen 
könnte. 
4.	 Kritisch wurde auch die Rolle des IWF 
bei einem solchen Verfahren gesehen. 
Einerseits ist er selbst Gläubiger, anderer-
seits wäre ihm im Rahmen des SDRM 
aber auch eine Schiedsrichterfunktion 
zugekommen. Dieser Interessenkonflikt, 
so die Skeptiker, hätte dazu führen kön-
nen, dass der IWF seine eigenen finanzi-
ellen Beiträge künftig erheblich reduziert.

Seit Ausbruch der Griechenlandkrise 
ist die Debatte über eine Insolvenzrege-
lung für Staaten wieder neu entfacht.
Dabei sind es nicht allein die Hellenen, 
die Anlass geben, ein Insolvenzrecht für 
Staatsbankrotte zu entwickeln. Auch an-
derswo laufen die Staatsfinanzen aus dem 
Ruder (Grafik):

Bis zum Jahr 2011 wird der öffent-
liche Schuldenstand vor allem in Island 
(plus 90 Prozentpunkte) und Irland 
(plus 62 Prozentpunkte) kräftig stei-
gen. Mit etwas Abstand folgen Groß-
britannien (plus 42 Prozentpunkte), die 
USA (plus 41 Prozentpunkte) und Spa-
nien (plus 36 Prozentpunkte).

Ein geordnetes Insolvenzverfahren 
würde aber nicht nur den Schuldner-
staaten mehr Rechtssicherheit bieten. 
Wahrscheinlich würde eine Insolvenzre-
gelung auch die Gläubiger disziplinieren: 
Wenn sie damit rechnen müssen, im 
Falle eines Falles auf einen Teil ihrer 
Forderungen verzichten zu müssen, ver-
leihen sie künftig womöglich auch nicht 
mehr ganz so leichtfertig ihr Geld.

Länderauswahl
Ursprungsdaten: Europäische
Kommission

Staatsverschuldung:
Zum Teil enorm
Öffentlicher Schuldenstand
in Prozent des Bruttoinlandsprodukts

Island
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Prognose
für 2011

118,2 89,1

62,3

42,2

40,9

38,2

36,3

27,5

24,8

24,1

19,7

16,7

15,5

16,5

13,4

7,1

Veränderung
gegenüber 2007
in Prozentpunkten

Irland 87,3

Vereinigtes
Königreich 86,9

USA 103,0

Griechenland 133,9

Spanien 72,5

Portugal 91,1

Frankreich 88,6

Niederlande 69,6

Finnland 54,9

Belgien 100,9

Deutschland 81,6

Italien 118,9

Österreich 72,9

Japan 194,9
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Rohstoffe

Zugriff in Gefahr
Die deutsche Industrie ist von aus-

ländischen Rohstofflieferungen abhän-
gig. Vor allem Metallrohstoffe werden 
importiert, aber auch das meiste hier-
zulande benötigte Öl und Gas. Lange 
Zeit galt die Versorgung als unproble-
matisch. Jetzt aber steigen die Nach-
frage und die Preise. Außerdem si-
chern sich außereuropäische Länder 
– allen voran China – zunehmend ex-
klusive Zugangsrechte zu den Quellen. 

Nachdem die Preise für Rohstoffe im 
Zuge der Wirtschafts- und Finanzkrise 
deutlich in den Keller gegangen waren, 
hat sich seither der Wind gedreht – ob-
wohl die Weltwirtschaft nach der Rezes-
sion noch gar nicht wieder richtig in 
Fahrt gekommen ist. Der Ölpreis hat 
inzwischen die 80-Dollar-Marke er-
reicht, Gold ist so teuer wie nie zuvor 
und der Preis für Eisenerz hat sich in der 
ersten Jahreshälfte verdoppelt. Letzteres 
trifft vor allem die Stahlkonzerne.

Die Elektroindustrie muss schon seit 
dem Tiefpunkt im Frühjahr 2009 wieder 
drastische Preissteigerungen bei Kupfer 
und anderen Nichteisenmetallen hinneh-
men, die sie für ihre Produkte wie etwa 
Generatoren und Leitungen benötigt.

Am Ende wird durch die Preiserhö-
hungen an der Rohstoffquelle aber alles 
teurer, vom Auto bis zum Windrad. 

Steigende Preise sind jedoch nur eine 
Seite der Medaille – schwankende Prei-

se die andere. Sie sind ein weiteres Pro-
blem für die auf Rohstoffe angewiesene 
Industrie. Denn diese muss sich über 
Termingeschäfte gegen Preisschwan-
kungen absichern. Das verteuert eben-
falls die Produktion. 

Doch nicht nur die Preise für Roh-
stoffe machen der Industrie zu schaffen. 
Auch die sichere Versorgung – selbst 
wenn es sich nur um kleine Mengen 
handelt – ist nicht immer gewährleistet, 
und zwar aus mehreren Gründen: 

Länder-Konzentration. Oftmals ver-
fügen nur wenige Länder über wirtschaft-
lich abbaubare Rohstoffvorräte. Dies 
trifft beispielsweise auf die Gruppe der 
sogenannten Seltenen Erden zu – dazu 
gehört z.B. Lithium für Hochleistungs-
akkus. Bis zu 95 Prozent dieser Halbme-
talle lagern in China. Auch die Vorkom-
men anderer wichtiger Rohstoffe kon-
zentrieren sich auf wenige Staaten, bei 
Platin etwa zu 90 Prozent auf Russland 
und Südafrika. 

Marktmacht. Viele Rohstoffe werden 
nur von wenigen Unternehmen angebo-
ten; das treibt die Preise nach oben. So 
stammen etwa zwei Drittel des frei ge-
handelten Eisenerzes aus den Minen von 
nur drei Anbietern. 

Politische Instabilität. Viele Länder, 
die über wichtige Rohstoffvorkommen 
verfügen, sind politisch instabil. Im Kon-
go findet man etwa das Schwermetall 
Tantal, das zur Herstellung von Konden-
satoren für Mobiltelefone benötigt wird. 
Wer sich in den politisch unsicheren 
Ländern als Investor niederlassen und 
den Abbau der Rohstoffe vorantreiben 
will, kann nicht sicher sein, ob er sein in 
Maschinen und Anlagen gestecktes Geld 
jemals wiedersieht.

Handelsschranken. Insbesondere 
China, aber auch andere Länder behin-
dern die Ausfuhr von Rohstoffen mit 
Zöllen oder Exportbeschränkungen. Ziel 
dieser strategischen Industriepolitik ist 
es, die Weiterverarbeitung der Rohstoffe 

ins eigene Land zu holen – zum Schaden 
der Produktion in Industrieländern wie 
Deutschland.

Eine Befragung von 141 Umweltex-
perten aus Unternehmen und Verbänden 
durch das Institut der deutschen Wirt-
schaft Köln im Juni 2010 bestätigt dieses 
Bild (Grafik). Danach sieht die deutsche 
Wirtschaft insbesondere in steigenden und 
schwankenden Rohstoffpreisen ein Risiko 
für ihre Wettbewerbsfähigkeit. Verant-
wortlich dafür machen die Befragten vor 
allem die steigende Nachfrage und die 
Marktmacht der wenigen Anbieter.

Dass die wirtschaftlichen und geolo-
gischen Fördermöglichkeiten begrenzt 
sind, sehen bis zu 30 Prozent der Exper-
ten als problematisch an. Protektionis-
mus und andere politische Risiken wer-
den von einem Fünftel als bedeutsame 
Risiken für die Rohstoffversorgung der 
deutschen Industrie eingeschätzt.

Befragung von 141 Umweltexperten aus Unternehmen
und Verbänden im Juni 2010
Quelle: IW-Umweltexpertenpanel

Rohstoffe:
Preis als Hauptrisiko
So viel Prozent der Umweltexperten,
die Risiken für die Rohstoffversorgung ihrer
Unternehmen und Branchen sehen, halten
vor allem diese Faktoren für bedeutsam 

Preisauftrieb

Preisschwankungen

Weltweiter Anstieg
der Nachfrage
Marktmacht
der Anbieter
Konzentration der
Rohstoffförderung
auf wenige Länder
Grenzen der
wirtschaftlichen
Verfügbarkeit

Grenzen der
geologischen
Verfügbarkeit

Andere politische
Risiken
Protektionismus
der Rohstoffländer

74,8

65,0

61,2

48,5

35,0

30,1

23,3

22,3

18,4
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